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Lokal und digital beteiligen 

Erkenntnisse aus einer deutschlandweiten Studie zu digitaler Bürgerbeteiligung in  

Kommunen 

Nadja Wilker • Johannes Donix 

Für eine Bürgergesellschaft, die auf Mitgestaltung, Engagement und gesellschaftliche Selbstorganisation setzt, 

bieten digitale Beteiligungsangebote das Potenzial, neue Zielgruppen einzubinden und zusätzliche Kanäle der 

Responsivität zu schaffen. Damit kann der Dialog zwischen Verwaltung, Politik und Bürgerschaft gestärkt wer-

den. Die lokale Ebene spielt dabei eine zentrale Rolle: Hier erfahren Menschen unmittelbar, ob ihre Beteiligung 

erwünscht ist und sie Einfluss nehmen können. 

Ob Menschen ihr Zusammenleben auch digital mitgestalten können, entscheidet sich dabei nicht allein an der 

Motivation und den Fähigkeiten der Bürgerinnen und Bürger oder der technischen Ausgestaltung neuer Beteili-

gungstools. Wichtig ist ebenso, ob politische und administrative Akteure digitale Bürgerbeteiligung als Teil de-

mokratischer Selbstorganisation verstehen und aktiv ermöglichen. Digitale Beteiligungsangebote entstehen 

nicht von selbst – die Städte und Gemeinden müssen die organisatorischen, technischen und politischen Vo-

raussetzungen dafür schaffen, dass digitale Beteiligung stattfinden und Wirkung entfalten kann.  

Mit der Studie »Erfolgsbedingungen lokaler E-Partizipation«, einem gemeinsamen Projekt der Universitäten 

Dresden, Düsseldorf, Koblenz und Leipzig, das von der Stiftung Mercator gefördert wird, rücken wir daher die 

anbietenden Akteure und Institutionen stärker in den Fokus der Forschung. Es geht dabei konkret um die Frage, 

warum einige Städte und Gemeinden digitale Beteiligungsinstrumente aktiv und breit einsetzen, während an-

dere bislang darauf verzichten oder entsprechende Angebote nur punktuell nutzen: Hängt dies von der jeweili-

gen Ressourcenlage auf kommunaler Ebene ab – in personeller, finanzieller und technischer Hinsicht? Und wel-

che Rolle spielen politische Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger – insbesondere Bürgermeiste-

rinnen und Bürgermeister sowie Verwaltungsspitzen – bei der Initiierung digitaler Beteiligung?  

Um diese Fragen zu beantworten, wurden zwischen März und November 2025 die Bürgermeisterinnen und 

Bürgermeister bzw. Verwaltungen aller 10.751 Kommunen in Deutschland per E-Mail zu einer Online-Befra-

gung eingeladen. Damit richtet sich der Blick nicht nur auf einzelne Vorreiterstädte, sondern auf die gesamte 

kommunale Praxis – von kleinen Landgemeinden bis hin zu Großstädten. Insgesamt haben 2.389 Kommunen 

(rund 22 Prozent) an der Umfrage teilgenommen. 

Große Unterschiede im Angebot und der Ausgestaltung digitaler Bürgerbeteiligung 

Um ein umfassendes Bild digitaler Bürgerbeteiligung in deutschen Kommunen zu zeichnen, wurden die Städte 

und Gemeinden zum einen gefragt, ob sie generell digitale Bürgerbeteiligung anbieten oder planen. Darüber 

hinaus haben wir abgefragt, wie viele digitale Beteiligungsprojekte sie in welchen Themenbereichen bereits 

umgesetzt haben. 
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Die Ergebnisse der Umfrage zeigen, dass digitale Beteiligung inzwischen in vielen Kommunen angekommen ist: 

1.119 (47 Prozent) der fast 2.400 befragten Städte und Gemeinden setzen digitale Formate zur Bürgerbeteili-

gung ein oder planen dies in naher Zukunft. 

Doch digitale Beteiligung ist nicht gleich digitale Beteiligung. Die Studie zeigt erhebliche Unterschiede im Um-

fang der bisherigen Erfahrungen. Zwar haben die Anbieter-Kommunen im Durchschnitt bereits sieben digitale 

Beteiligungsverfahren durchgeführt, doch die Spannweite ist groß. Zwei Drittel der Kommunen haben bislang 

maximal fünf Verfahren umgesetzt. Demgegenüber steht eine kleine Gruppe besonders erfahrener Städte und 

Gemeinden: Rund 12 Prozent können bereits auf mehr als 20 Verfahren zurückblicken.  

Ähnlich unterschiedlich fällt die Bandbreite der Themenbereiche aus, in denen digitale Beteiligung von den 

Kommunen eingesetzt wird. Rund ein Drittel nutzt digitale Beteiligung bisher nämlich nur in einem von insge-

samt fünf abgefragten Bereichen (Mängelmanagement, Stadt-/Gemeindeentwicklung, Haushalt, Bauleitpla-

nung, Lärmaktionsplanung), während nur sehr wenige Kommunen digitale Beteiligungsformate in allen ge-

nannten Bereichen einsetzen. 

Größe, Geld, Infrastruktur: Die strukturellen Voraussetzungen digitaler Bürgerbeteiligung 

Die Anbieter-Kommunen unterscheiden sich von den Nicht-Anbieter-Kommunen dabei vor allem hinsichtlich 

ihrer Größe und ihrer finanziellen Ausstattung: Die Anbieter-Kommunen haben im Durchschnitt fast 9.000 Ein-

wohner, während es bei den Nicht-Anbietern im Durchschnitt weniger als 1.300 Einwohner sind (Tabelle 1). Das 

spiegelt auch eine Auswertung nach Gemeindetypen wider: Fast alle der 80 deutschen Großstädte nutzen digi-

tale Bürgerbeteiligungsformate, während nur etwa jede zehnte Kleinstadt, die an der Befragung teilgenommen 

hat, ein solches Angebot hat.  

Auch die Steuereinnahmen pro Kopf sind bei den Anbieter-Kommunen höher (Tabelle 1). Diese Befunde decken 

sich mit Erkenntnissen aus anderen Studien: Mit wachsender Gemeindegröße steigen auch die Verwaltungska-

pazitäten und somit personelle, finanzielle und organisatorische Ressourcen, die sich ebenfalls für die Umset-

zung digitaler Beteiligungsangebote nutzen lassen. 

Aber auch die regionale Lage ist ein entscheidender Faktor: Einen deutlichen Unterschied macht, ob eine Kom-

mune in einem Land liegt, in dem von der Landesebene ein Beteiligungsportal angeboten wird, das die Kommu-

nen als Infrastruktur für die Durchführung eigener, kommunaler Beteiligungsangebote nutzen können. Dies 

war zum Zeitpunkt der Befragung in Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Sachsen-Anhalt der Fall. Diese techni-

sche Infrastruktur scheint die Einführung digitaler Beteiligungsangebote zu erleichtern – fast 24 Prozent der 

Anbieter-Kommunen können auf ein solches Angebot zurückgreifen, während es bei den Nicht-Anbietern nur 

sechs Prozent sind. Darüber hinaus zeigen die Analysen einen Ost-West-Unterschied: Unter den Anbieter-Kom-

munen sind mit 23 Prozent überdurchschnittlich viele ostdeutsche Kommunen vertreten – unter den Nicht-

Anbietern liegt ihr Anteil nur bei 19 Prozent (Tabelle 1). 
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Tabelle 1: Strukturelle Unterschiede zwischen Anbietern und Nicht-Anbietern digitaler Bürgerbeteiligung 

Merkmal 

 

Nicht-Anbieter: 

1.270 Kommunen 

Anbieter:  

1.119 Kommunen 

Einwohnerzahl 1.271  8.989  

Steuereinnahmen (€/Einwohner) 830.6  970.9  

Beteiligungsportal des Landes vorhanden 78 (6.1%) 264 (23.6%) 

Region   

 Westdeutschland 1,026 (80.8%) 857 (76.6%) 

 Ostdeutschland 244 (19.2%) 262 (23.4%) 

   

 

Treiber, Ziele und strategische Entscheidungen: Die verwaltungsinterne Seite digitaler  

Bürgerbeteiligung 

Das Forschungskonsortium hat darüber hinaus erhoben, wer in den Kommunen digitale Bürgerbeteiligung vo-

rantreibt und inwiefern sie von kommunalen Entscheidern unterstützt wird. Bürgermeisterinnen und Bürger-

meister sowie andere Verwaltungsspitzen spielen eine Schlüsselrolle bei der Einführung digitaler Bürgerbeteili-

gung. Sie setzen politische und strategische Prioritäten, entscheiden über den Einsatz von Ressourcen und kön-

nen Beteiligungsprojekte innerhalb der Verwaltung aktiv unterstützen. Ihre Haltung beeinflusst maßgeblich, ob 

digitale Beteiligung als (»lästige«) zusätzliche Aufgabe betrachtet wird oder als wichtiger Bestandteil einer mo-

dernen, dialogorientierten Kommunalverwaltung. Gerade weil die Einführung neuer Beteiligungsformate häu-

fig organisatorische Veränderungen, personelle Kapazitäten und bereichsübergreifende Zusammenarbeit erfor-

dert, sind Unterstützung und Engagement der Verwaltungsspitze entscheidende Voraussetzungen für eine er-

folgreiche Umsetzung. 

Die Daten aus der Umfrage zeigen: Besonders häufig geht die Initiative für digitale Bürgerbeteiligung tatsäch-

lich von Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern aus. Fast 60 Prozent der Anbieter-Kommunen nennen sie als 

wichtige Treiber (Abbildung 1). Die Unterstützung durch die gewählte Verwaltungsspitze allein reicht jedoch 

nicht aus. Ebenfalls eine große Rolle spielen insbesondere in den größeren Städten engagierte Verwaltungsmit-

arbeitende sowie spezialisierte Fachbereiche innerhalb der Verwaltung. Die Ergebnisse verdeutlichen damit, 

dass digitale Beteiligung vor allem dort vorangetrieben wird, wo sie innerhalb der Verwaltung von vielen Akteu-

ren aktiv unterstützt und getragen wird. 
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Eng verbunden mit den Treibern und Unterstützern ist die Frage, mit welchen Zielen Kommunen digitale Betei-

ligungsangebote vorantreiben. Demokratische Zielsetzungen – etwa mehr Transparenz, eine stärkere Einbin-

dung der Bürgerinnen und Bürger oder die Ansprache bislang wenig aktiver Gruppen – können die Einführung 

und Ausgestaltung digitaler Partizipation fördern.  

Um die Bedeutung dieser Ziele zu erfassen, wurden die befragten Kommunen gebeten, einzuschätzen, wie rele-

vant für sie verschiedene demokratiebezogene Zielsetzungen für digitale Beteiligung sind. Dazu gehörten unter 

anderem die Stärkung des Vertrauens in die Kommunalpolitik, die Beteiligung möglichst vieler Menschen an 

lokalen politischen Prozessen, die Ansprache unterrepräsentierter Gruppen, die Verständlichkeit lokaler Demo-

kratie, die Akzeptanz politischer Entscheidungen, die Verbesserung der Entscheidungsqualität sowie die Trans-

parenz politischer Entscheidungsprozesse. 

Die Ergebnisse zeigen, dass alle abgefragten Ziele von den Verwaltungen als wichtig bewertet werden (siehe 

Abbildung 2). Besonders hohe Zustimmungswerte erhalten die Ziele »Transparenz politischer Entscheidungs-

prozesse«, »stärkere Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an der Kommunalpolitik« sowie »Förderung der 

Akzeptanz politischer Entscheidungen«. Damit wird deutlich, dass digitale Beteiligung seitens der Kommunen 

vor allem mit der Erwartung verbunden ist, politische Prozesse nachvollziehbarer zu machen, mehr Menschen 

einzubeziehen und die Legitimität kommunaler Entscheidungen zu stärken. 

  

Abbildung 1: Treiber digitaler Bürgerbeteiligung 
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Kommunale Entscheidungsträger beeinflussen nicht nur, ob Beteiligung eingeführt wird und mit welchen Zie-

len sie verfolgt wird, sondern auch, wie stark sie organisatorisch unterstützt wird – etwa durch zusätzliches Per-

sonal, klare Zuständigkeiten oder eigene Budgetmittel für digitale Beteiligungsformate. Die empirischen Ergeb-

nisse zeigen jedoch, dass solche gezielt bereitgestellten Ressourcen bislang eher die Ausnahme als die Regel 

sind. Nur knapp 13 Prozent der Kommunen mit digitaler Beteiligung verfügen über ein eigenes Budget für die-

sen Bereich (Abbildung 3).  Immerhin fast ein Drittel der Kommunen mit digitaler Beteiligung haben allerdings 

feste Personalstrukturen in Form einer Stelle oder eines spezialisierten Teams für digitale Beteiligung (Abbil-

dung 4). 

Abbildung 3: Ziele digitaler Bürgerbeteiligung 

Abbildung 2: Finanzierung digitaler Bürgerbeteiligung 
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Digitale Bürgerbeteiligung: Mehr als eine technische Verwaltungsinnovation 

Zusammenfassend zeigt die Studie: Finanzielle und organisatorische Ressourcen sind wichtig, aber sie allein 

erklären die Ausgestaltung des Angebots digitaler Beteiligung auf der kommunalen Ebene nicht. Größere Kom-

munen mit mehr Verwaltungs- und Digitalkapazitäten bieten zwar häufiger digitale Beteiligung an als kleinere. 

Auch Unterstützungsangebote der Länder – etwa gemeinsame Beteiligungsplattformen – sowie finanzielle 

Ressourcen erleichtern die Einführung digitaler Beteiligungsformate. Über entsprechende Ressourcen hinaus ist 

aber auch entscheidend, wie digitale Beteiligung innerhalb der Verwaltung organisiert, unterstützt und weiter 

ausgestaltet wird. Erfolgreiche digitale Beteiligung ist nicht nur eine technische oder finanzielle Frage. Sie hängt 

ebenso davon ab, ob Kommunen Beteiligung als dauerhafte Verwaltungsaufgabe verstehen und organisato-

risch verankern. 

Für die Praxis bedeutet das: 

 Kommunen benötigen nicht nur technische Infrastruktur, sondern auch personelle und organisatorische 

Kapazitäten. 

 Länder und andere übergeordnete Ebenen können durch gemeinsame Plattformen und Unterstützungsan-

gebote wichtige Rahmenbedingungen schaffen. 

 Digitale Beteiligung gelingt besonders dort nachhaltig, wo sie innerhalb der Verwaltung aktiv getragen und 

strategisch eingebunden wird. 

Digitale Bürgerbeteiligung ist mehr als eine technische Verwaltungsinnovation. Sie kann ein wichtiger Baustein 

einer aktiven Bürgergesellschaft sein – vorausgesetzt, Kommunen schaffen nicht nur digitale Zugänge, sondern 

verankern Beteiligung dauerhaft in ihren Verwaltungsstrukturen und ihrem demokratischen Selbstverständnis. 

Ob Bürgerinnen und Bürger digitale Möglichkeiten zur Mitgestaltung tatsächlich nutzen können, hängt daher 

wesentlich davon ab, wie Kommunen Beteiligung organisatorisch unterstützen, politisch fördern und als Teil 

einer lokalen demokratischen Kultur begreifen. 

Abbildung 4: Personalstrukturen für digitale Bürgerbeteiligung 
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Mehr zum Thema 

Sie möchten wissen, in welchen Kommunen Sie sich digital beteiligen können? Besuchen Sie das Dashboard 

zum Projekt – einer digitalen Deutschlandkarte mit zentralen Ergebnissen aus der Studie:  

https://dashboard.lokale-partizipation.de/ 

Weitere Informationen und Ansprechpartner zum Projekt finden Sie hier: https://lokale-partizipation.de/ 

Datenbericht zur Studie (englischsprachig): 

Kneuer, Marianne; Hoffmann, Christian; Marschall, Stefan; Pentzold, Christian; Wimmer, Maria; Donix, Johan-

nes; Feiler, Thomas; Pestow, Radomir; Stock, Bastian; & Wilker, Nadja (2025). Data Report: Survey “Digital Parti-

cipation on the Local Level”, Projektkonsortium Erfolgsfaktoren lokaler E-Partizipation (ErlE). 

https://doi.org/10.17605/OSF.IO/FQNV7 
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